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Die in sieben Regionalkonferenzen aufgenommenen Bedürfnisse und Wünsche der Mitglieder sind 
Grundlage für die vom dbb am 9. Oktober 2024 beschlossene gemeinsame Einkommensforderung für 
die bevorstehende Tarifrunde mit Bund und Kommunen. Diese enthält – wie auch in der Vergangen-
heit – die Forderung nach einer zeit- und systemgerechten Übertragung des Tarifergebnisses durch 
Bundesgesetz auf die Beamtinnen und Beamten – einschließlich der Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger.

Garant für das Funktionieren des Staates und die Demokratie
Beamtinnen und Beamte sind gemeinsam mit den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes unent-
behrlich für das Funktionieren des Staates. Sie erledigen die Staatsaufgaben u. a. in den Bereichen 
der Daseins- und Gesundheitsfürsorge und gewähren den Rechtsstaat sowie die innere und äußere 
Sicherheit. Als elementarer Bestandteil des institutionalisierten Rechtsstaates dienen sie auch als 
Garant von Grundrechten und Demokratie und tragen somit eine hohe Verantwortung gegenüber 
der Bevölkerung und unserem Gemeinwesen.

Teilhabe an der finanziellen und 
wirtschaftlichen Entwicklung
Um sich dauerhaft voll und ganz dieser Verantwortung 
widmen zu können, müssen Beamtinnen und Beamte 
sich auf die Absicherung ihrer Lebensführung durch 
ihren Dienstherrn verlassen können. Deshalb steht 
ihnen als Gegenleistung zu ihrem Dienst- und Treueverhältnis aus dem Grundgesetz ein Anspruch ge-
genüber ihrem Dienstherrn auf eine angemessene Besoldung- und Versorgung und deren Anpassung 
zu. Dies gelingt am besten dadurch, dass die im öffentlichen Dienst vereinbarten Tarifergebnisse auf 
die Beamtinnen und Beamten einschließlich der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-
fänger zeit- und systemgerecht übertragen werden. 
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Mitglied werden – Wir für Euch! 
Weitere Informationen für Beamtinnen und Beamte fi nden Sie auf der Homepage des dbb beamten-
bund und tarifunion unter: www.dbb.de/beamtinnen-beamte

Einkommensforderung des dbb für die Einkommensrunde 2025
Die vom dbb am 9. Oktober 2024 für die 350.000 Beamtinnen und Beamten einschließlich der Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger des Bundes beschlossene Einkommensforde-
rung lautet:
- Besoldungserhöhung im Volumen von 8 %, mindestens aber 350 € monatlich.
- Das Volumen kann auch zu fi nanziellen Verbesserungen im Bereich der Wechselschicht- und Schicht-

zulage sowie des Bereitschaftsdienstes und der Rufb ereitschaft genutzt werden.
- Erhöhung der Anwärterbezüge um 200 €.
- Flexibilisierung der Arbeitszeitregelegungen.

Der Bund hat noch eine alte Schuld zu begleichen: 
Rückführung der wöchentlichen Arbeitszeit als eigenständige 
Forderung neben der Einkommensrunde
Daneben fordert der dbb den Bund auf, endlich Wort zu halten und die einseitige – seit 18 Jahren be-
stehende – besondere Belastung der Beamtinnen und Beamten in Form der wöchentlichen Arbeitszeit 
von 41 Stunden auf die Arbeitszeit der Beschäftigten des öff entlichen Dienstes zurückzuführen. Dies 
sollte unmittelbar erfolgen, könnte jedoch auch in einem ersten Schritt durch die Einrichtung von Le-
bensarbeits- oder Langzeitkonten umgesetzt werden, indem die überobligatorisch geleisteten zwei 
Wochenstunden in dieses zugriff sichere Konto überführt werden. Über dieses hat allein die Beamtin 
oder der Beamte zu verfügen. Einseitige Zugriff e oder Bestimmungen des Dienstherrn darüber sind 
auszuschließen. Dieses Mittel ist für den Dienstherrn Bund trotz der angespannten Personalsituation 
und dem bestehenden Personalbedarf unproblematisch möglich und ein Zeichen der Gerechtigkeit 
und Fairness gegenüber seinen Beamtinnen und Beamten.

Beamtinnen und Beamte haben kein Streikrecht! 
Über die Rechte und Pfl ichten der Beamten in Einkommensrunden informiert der 
dbb-Flyer „Beamte und Streik“. 

24. September 2024, Nürnberg 5. September 2024, Fulda 5. September 2024, Fulda

24. September 2024, Mannheim 01. Oktober 2024, Hamburg 1. Oktober 2024, Hamburg


